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Gesetzesbestimmungen 
 
 

ABGB 
 

§ 864a. Bestimmungen ungewöhnlichen Inhaltes in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern, die ein Vertragsteil verwendet hat, 
werden nicht Vertragsbestandteil, wenn sie dem anderen Teil nachteilig sind und er 
mit ihnen auch nach den Umständen, vor allem nach dem äußeren Erscheinungsbild 
der Urkunde, nicht zu rechnen brauchte; es sei denn, der eine Vertragsteil hat den 
anderen besonders darauf hingewiesen. 

 

2) Wahre Einwilligung 

§ 869. Die Einwilligung in einen Vertrag muss frei, ernstlich, bestimmt und 
verständlich erkläret werden. Ist die Erklärung unverständlich; ganz unbestimmt; oder 
erfolgt die Annahme unter andern Bestimmungen, als unter welchen das 
Versprechen geschehen ist; so entsteht kein Vertrag. Wer sich, um einen Andern zu 
bevorteilen, undeutlicher Ausdrücke bedient, oder eine Scheinhandlung unternimmt, 
leistet Genugtuung. 

 

§ 879. (1) Ein Vertrag, der gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten 
Sitten verstößt, ist nichtig. 

(2) Insbesondere sind folgende Verträge nichtig: 

 1. wenn etwas für die Unterhandlung eines Ehevertrages bedungen wird; 

 1a. wenn etwas für die Vermittlung einer medizinisch unterstützten Fortpflanzung 
bedungen wird; 

 2. wenn ein Rechtsfreund eine ihm anvertraute Streitsache ganz 

oder teilweise an sich löst oder sich einen bestimmten Teil des Betrages versprechen 
lässt, der der Partei zuerkannt wird; 

 3. wenn eine Erbschaft oder ein Vermächtnis, die man von einer dritten Person 
erhofft, noch bei Lebzeiten derselben veräußert wird; 

 4. wenn jemand den Leichtsinn, die Zwangslage, Verstandesschwäche, 
Unerfahrenheit oder Gemütsaufregung eines anderen dadurch ausbeutet, 
dass er sich oder einem Dritten für eine Leistung eine Gegenleistung 
versprechen oder gewähren lässt, deren Vermögenswert zu dem Werte der 
Leistung in auffallendem Missverhältnisse steht. 

(3) Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern 
enthaltene Vertragsbestimmung, die nicht eine der beiderseitigen Hauptleistungen 
festlegt, ist jedenfalls nichtig, wenn sie unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Falles einen Teil gröblich benachteiligt. 

 

Auslegungsregeln bei Verträgen 

§ 914. Bei Auslegung von Verträgen ist nicht an dem buchstäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften, sondern die Absicht der Parteien zu erforschen und der Vertrag 
so zu verstehen, wie es der Übung des redlichen Verkehrs entspricht. 
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§ 915. Bei einseitig verbindlichen Verträgen wird im Zweifel angenommen, dass 
sich der Verpflichtete eher die geringere als die schwerere Last auflegen wollte; bei 
zweiseitig verbindlichen wird eine undeutliche Äußerung zum Nachtheile desjenigen 
erkläret, der sich derselben bedienet hat (§. 869). 

 

§ 917a. Ist zum Schutz eines Vertragspartners gesetzlich bestimmt, dass kein 
höheres oder kein niedrigeres als ein bestimmtes Entgelt vereinbart werden darf, so 
ist eine Entgeltvereinbarung soweit unwirksam, als sie dieses Höchstmaß über- 
beziehungsweise dieses Mindestmaß unterschreitet. Im zweiten Fall gilt das 
festgelegte Mindestentgelt als vereinbart. 

 

Zinsen und Zinseszinsen 

§ 1000. (1) An Zinsen, die ohne Bestimmung der Höhe vereinbart worden sind 
oder aus dem Gesetz gebühren, sind, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, 
vier vom Hundert auf ein Jahr zu entrichten. 

(2) Der Gläubiger einer Geldforderung kann Zinsen von Zinsen verlangen, wenn 
die Parteien dies ausdrücklich vereinbart haben. Sonst kann er, sofern fällige Zinsen 
eingeklagt werden, Zinseszinsen vom Tag der Streitanhängigkeit an fordern. Wurde 
über die Höhe der Zinseszinsen keine Vereinbarung getroffen, so sind ebenfalls vier 
vom Hundert auf ein Jahr zu entrichten. 

(3) Haben die Parteien über die Frist zur Zahlung der Zinsen keine Vereinbarung 
getroffen, so sind diese bei der Zurückzahlung des Kapitals oder, sofern der Vertrag 
auf mehrere Jahre abgeschlossen worden ist, jährlich zu zahlen. 

 
 

KSchG 
 

Unzulässige Vertragsbestandteile 
§ 6. (1) Für den Verbraucher sind besonders solche Vertragsbestimmungen im 

Sinn des § 879 ABGB jedenfalls nicht verbindlich, nach denen 
 1. sich der Unternehmer eine unangemessen lange oder nicht hinreichend 

bestimmte Frist ausbedingt, während deren er einen Vertragsantrag des 
Verbrauchers annehmen oder ablehnen kann oder während deren der 
Verbraucher an den Vertrag gebunden ist; 

 2. ein bestimmtes Verhalten des Verbrauchers als Abgabe oder Nichtabgabe 
einer Erklärung gilt, es sei denn, der Verbraucher wird bei Beginn der hiefür 
vorgesehenen Frist auf die Bedeutung seines Verhaltens besonders 
hingewiesen und hat zur Abgabe einer ausdrücklichen Erklärung eine 
angemessene Frist; 

 3. eine für den Verbraucher rechtlich bedeutsame Erklärung des Unternehmers, 
die jenem nicht zugegangen ist, als ihm zugegangen gilt, sofern es sich nicht 
um die Wirksamkeit einer an die zuletzt bekanntgegebene Anschrift des 
Verbrauchers gesendeten Erklärung für den Fall handelt, dass der 
Verbraucher dem Unternehmer eine Änderung seiner Anschrift nicht 
bekanntgegeben hat; 

 4. eine vom Verbraucher dem Unternehmer oder einem Dritten abzugebende 
Anzeige oder Erklärung einer strengeren Form als der Schriftform oder 
besonderen Zugangserfordernissen zu genügen hat; 
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 5. dem Unternehmer auf sein Verlangen für seine Leistung ein höheres als das 
bei der Vertragsschließung bestimmte Entgelt zusteht, es sei denn, dass der 
Vertrag bei Vorliegen der vereinbarten Voraussetzungen für eine 
Entgeltänderung auch eine Entgeltsenkung vorsieht, dass die für die 
Entgeltänderung maßgebenden Umstände im Vertrag umschrieben und 
sachlich gerechtfertigt sind sowie dass ihr Eintritt nicht vom Willen des 
Unternehmers abhängt. 

 6. das Recht des Verbrauchers, seine Leistung nach § 1052 ABGB bis zur 
Bewirkung oder Sicherstellung der Gegenleistung zu verweigern, für den Fall 
ausgeschlossen oder eingeschränkt wird, dass der Unternehmer seine 
Leistung nicht vertragsgemäß erbringt oder ihre Erbringung durch seine 
schlechten Vermögensverhältnisse, die dem Verbraucher zur Zeit der 
Vertragsschließung weder bekannt waren noch bekannt sein mussten, 
gefährdet ist, indem etwa das Leistungsverweigerungsrecht davon abhängig 
gemacht wird, dass der Unternehmer Mängel seiner Leistung anerkennt; 

 7. ein dem Verbraucher nach dem Gesetz zustehendes Zurückbehaltungsrecht 
ausgeschlossen oder eingeschränkt wird; 

 8. das Recht des Verbrauchers, seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung 
aufzuheben, für den Fall der Zahlungsunfähigkeit des Unternehmers oder für 
Gegenforderungen ausgeschlossen oder eingeschränkt wird, die im 
rechtlichen Zusammenhang mit der Verbindlichkeit des Verbrauchers stehen, 
die gerichtlich festgestellt oder die vom Unternehmer anerkannt worden sind; 

 9. eine Pflicht des Unternehmers zum Ersatz eines Schadens an der Person 
ausgeschlossen oder eingeschränkt wird oder eine Pflicht des Unternehmers 
zum Ersatz sonstiger Schäden für den Fall ausgeschlossen oder 
eingeschränkt wird, dass er oder eine Person, für die er einzustehen hat, den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig verschuldet hat; 

 10. der Unternehmer oder eine seinem Einflussbereich unterliegende Stelle oder 
Person ermächtigt wird, mit bindender Wirkung für den Verbraucher darüber 
zu entscheiden, ob die ihm vom Unternehmer erbrachten Leistungen der 
Vereinbarung entsprechen; 

 11. dem Verbraucher eine Beweislast auferlegt wird, die ihn von Gesetzes wegen 
nicht trifft; 

 12. die Rechte des Verbrauchers auf eine Sache, die der Unternehmer zur 
Bearbeitung übernommen hat, in unangemessen kurzer Frist verfallen; 

 13. die im Fall des Verzugs des Verbrauchers zu zahlenden Zinsen den für den 
Fall vertragsgemäßer Zahlung vereinbarten Zinssatz um mehr als fünf 
Prozentpunkte pro Jahr übersteigen; 

 14. das Recht zur Geltendmachung eines ihm unterlaufenen Irrtums oder des 
Fehlens oder Wegfalls der Geschäftsgrundlage im vorhinein ausgeschlossen 
oder eingeschränkt wird, etwa auch durch eine Vereinbarung, wonach 
Zusagen des Unternehmers nicht die Hauptsache oder eine wesentliche 
Beschaffenheit derselben (§ 871 Abs. 1 ABGB) betreffen; 

 15. er sich nach Eintritt des Verzugs zur Zahlung von Betreibungs- oder 
Einbringungskosten verpflichtet, sofern diese Kosten in der Vereinbarung nicht 
gesondert und aufgeschlüsselt ausgewiesen sind oder soweit diese Kosten zur 
zweckentsprechenden Betreibung oder Einbringung der Forderung nicht 
notwendig waren. 

(2) Sofern der Unternehmer nicht beweist, dass sie im einzelnen ausgehandelt 
worden sind, gilt das gleiche auch für Vertragsbestimmungen, nach denen 
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 1. der Unternehmer ohne sachliche Rechtfertigung vom Vertrag zurücktreten 
kann; 

 2. dem Unternehmer das Recht eingeräumt wird, seine Pflichten oder den 
gesamten Vertrag mit schuldbefreiender Wirkung einem Dritten zu überbinden, 
der im Vertrag nicht namentlich genannt ist; 

 3. der Unternehmer eine von ihm zu erbringende Leistung einseitig ändern oder 
von ihr abweichen kann, es sei denn, die Änderung beziehungsweise 
Abweichung ist dem Verbraucher zumutbar, besonders weil sie geringfügig 
und sachlich gerechtfertigt ist; 

 4. dem Unternehmer auf sein Verlangen für seine innerhalb von zwei Monaten 
nach der Vertragsschließung zu erbringende Leistung ein höheres als das 
ursprünglich bestimmte Entgelt zusteht; 

 5. eine Pflicht des Unternehmers zum Ersatz eines Schadens an einer Sache, 
die er zur Bearbeitung übernommen hat, ausgeschlossen oder beschränkt 
wird; 

 6. Ansprüche des Verbrauchers aus § 908 ABGB eingeschränkt oder 
ausgeschlossen werden; 

 7. ein Rechtsstreit zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher durch 
einen oder mehrere Schiedsrichter entschieden werden soll. 

(3) Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder Vertragsformblättern 
enthaltene Vertragsbestimmung ist unwirksam, wenn sie unklar oder unverständlich 
abgefasst ist. 
 

Unterlassungsanspruch 
§ 28. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 

die er von ihm geschlossenen Verträgen zugrunde legt, oder in hiebei verwendeten 
Formblättern für Verträge Bedingungen vorsieht, die gegen ein gesetzliches Verbot 
oder gegen die guten Sitten verstoßen, oder wer solche Bedingungen für den 
geschäftlichen Verkehr empfiehlt, kann auf Unterlassung geklagt werden. Dieses 
Verbot schließt auch das Verbot ein, sich auf eine solche Bedingung zu berufen, 
soweit sie unzulässigerweise vereinbart worden ist. 

(2) Die Gefahr einer Verwendung und Empfehlung derartiger Bedingungen 
besteht nicht mehr, wenn der Unternehmer nach Abmahnung durch eine gemäß § 29 
klageberechtigte Einrichtung binnen angemessener Frist eine mit angemessener 
Konventionalstrafe (§ 1336 ABGB) besicherte Unterlassungserklärung abgibt. 

(3) Wer Allgemeine Geschäftsbedingungen oder Formblätter für Verträge 
verwendet oder empfiehlt, hat diese einer nach § 29 klagebefugten Einrichtung auf 
deren Verlangen binnen vier Wochen auszufolgen, sofern die Einrichtung glaubhaft 
macht, dass die Kenntnis der Geschäftsbedingungen oder Formblätter zur 
Wahrnehmung der Interessen der Verbraucher erforderlich ist. 
 

§ 29. (1) Der Anspruch kann von der Wirtschaftskammer Österreich, der 
Bundesarbeitskammer, dem Österreichischen Landarbeiterkammertag, der 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs, dem 
Österreichischen Gewerkschaftsbund, dem Verein für Konsumenteninformation und 
dem Österreichischen Seniorenrat geltend gemacht werden. 

(2) Liegt der Ursprung des Verstoßes (§§ 28 Abs. 1 und 28a Abs. 1) in 
Österreich, so kann der Anspruch auch von jeder der im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften von der Kommission gemäß Artikel 4 Abs. 3 der Richtlinie 98/27/EG 
über Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen, ABl. Nr. L 166 
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vom 11. Juni 1998, S 51, veröffentlichten Stellen und Organisationen eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union geltend gemacht werden, sofern 
 1. die von dieser Einrichtung geschützten Interessen in diesem Mitgliedstaat 

beeinträchtigt werden und 
 2. der in der Veröffentlichung angegebene Zweck der Einrichtung diese 

Klagsführung rechtfertigt. 
(3) Die Veröffentlichung ist bei Klagseinbringung nachzuweisen. 

 
Anwendung des UWG 

§ 30. (1) Die §§ 24, 25 Abs. 3 bis 7 und 26 des Bundesgesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb 1984 gelten sinngemäß. 

(2) Der § 7 Abs. 2 erster Satz und der § 8 Abs. 2 JN sind nicht anzuwenden. 
 
 

UWG 
 

Einstweilige Verfügungen 

§ 24. Zur Sicherung der in diesem Gesetz bezeichneten Ansprüche auf 
Unterlassung können einstweilige Verfügungen erlassen werden, auch wenn die im 
§ 381 EO bezeichneten Voraussetzungen nicht zutreffen. (BGBl. Nr. 135/1983, 
Art. XVII § 3 Z 3) 

 

Urteilsveröffentlichung 

§ 25. (1) In den Fällen der §§ 4 und 10 kann angeordnet werden, dass das 
verurteilende Erkenntnis auf Kosten des Verurteilten zu veröffentlichen sei. 

(2) In den Fällen der §§ 4 und 10 kann das Gericht dem freigesprochenen 
Angeklagten auf seinen Antrag die Befugnis zusprechen, das freisprechende Urteil 
innerhalb bestimmter Frist auf Kosten des Privatanklägers zu veröffentlichen. 

(3) Wird, ausgenommen die Fälle der §§ 11 und 12, auf Unterlassung geklagt, so 
hat das Gericht der obsiegenden Partei, wenn diese daran ein berechtigtes Interesse 
hat, auf Antrag die Befugnis zuzusprechen, das Urteil innerhalb bestimmter Frist auf 
Kosten des Gegners zu veröffentlichen 

(4) Die Veröffentlichung umfasst den Urteilsspruch. Die Art der Veröffentlichung 
ist im Urteil zu bestimmen. 

(5) Im Zivilverfahren kann das Gericht auf Antrag der obsiegenden Partei einen 
vom Urteilsspruch nach Umfang oder Wortlaut abweichenden oder ihn ergänzenden 
Inhalt der Veröffentlichung bestimmen. Dieser Antrag ist spätestens vier Wochen 
nach Rechtskraft des Urteils zu stellen. Ist der Antrag erst nach Schluss der 
mündlichen Streitverhandlung gestellt worden, so hat hierüber das Erstgericht nach 
Rechtskraft des Urteils mit Beschluss zu entscheiden. 

(6) Das Gericht erster Instanz hat auf Antrag der obsiegenden Partei die Kosten 
der Veröffentlichung festzusetzen und dem Gegner deren Ersatz aufzutragen. Auf 
Antrag der obsiegenden Partei kann es der unterlegenen Partei auch die 
Vorauszahlung der voraussichtlich für die Veröffentlichung auflaufenden Kosten 
binnen einer Frist von vier Wochen auftragen. Von einem Auftrag zur Vorauszahlung 
der Kosten ist abzusehen, wenn die unterlegene Partei bescheinigt, dass ihre 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse eine solche Leistung derzeit nicht 
zulassen. Der Lauf der Frist zur Urteilsveröffentlichung wird durch einen Antrag auf 
Erlag der voraussichtlichen Veröffentlichungskosten bis zum Tag des Einlangens der 
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Vorauszahlung oder der Abweisung dieses Antrags gehemmt. Die obsiegende Partei 
hat nach erfolgter Veröffentlichung der unterlegenen Partei hierüber unter 
Bekanntgabe der tatsächlich aufgelaufenen Kosten einen Mehrbetrag samt Zinsen 
zurückzuerstatten. 

(7) Die Veröffentlichung auf Grund eines rechtskräftigen Urteils oder eines 
anderen vollstreckbaren Exekutionstitels ist vom Medienunternehmer ohne unnötigen 
Aufschub vorzunehmen. 

 

Ausschließung der Öffentlichkeit der Verhandlung 

§ 26. Die Öffentlichkeit der Verhandlung über eine Anklage oder einen 
zivilrechtlichen Anspruch auf Grund dieses Gesetzes kann auf Antrag 
ausgeschlossen werden, wenn durch die Öffentlichkeit der Verhandlung ein 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis gefährdet würde. 

 

 

VKrG 
 

Vorvertragliche Informationspflichten 

§ 6. (1) Rechtzeitig bevor der Verbraucher durch einen Kreditvertrag oder ein 
Angebot gebunden ist, muss der Kreditgeber dem Verbraucher auf der Grundlage 
der vom Kreditgeber angebotenen Kreditbedingungen und gegebenenfalls der vom 
Verbraucher geäußerten Präferenzen und vorgelegten Auskünfte diejenigen 
Informationen zur Verfügung stellen, die der Verbraucher benötigt, um verschiedene 
Angebote zu vergleichen und eine fundierte Entscheidung über den Abschluss eines 
Kreditvertrags zu treffen. Diese Informationen müssen auf Papier oder einem 
anderen dauerhaften Datenträger mitgeteilt werden und insbesondere folgende 
Angaben enthalten: 

 1. die Art des Kredits; 

 2. die Identität und die Anschrift des Kreditgebers sowie gegebenenfalls die 
Identität und die Anschrift des beteiligten Kreditvermittlers; 

 3. den Gesamtkreditbetrag und die Bedingungen für die Inanspruchnahme; 

 4. die Laufzeit des Kreditvertrags; 

 5. bei verbundenen Kreditverträgen die Ware oder die Dienstleistung und den 
Barzahlungspreis; 

 6. den Sollzinssatz, die Bedingungen für die Anwendung des Sollzinssatzes und, 
soweit vorhanden, Indizes oder Referenzzinssätze, die auf den anfänglichen 
Sollzinssatz Anwendung finden, ferner die Zeiträume, die Bedingungen und 
die Vorgangsweise bei der Anpassung des Sollzinssatzes; gelten abhängig 
von den Umständen unterschiedliche Sollzinssätze, so sind die genannten 
Informationen für alle anzuwendenden Sollzinssätze zur Verfügung zu stellen; 

 7. den effektiven Jahreszins und den vom Verbraucher zu zahlenden 
Gesamtbetrag, erläutert durch ein repräsentatives Beispiel unter Angabe 
sämtlicher in die Berechnung des Jahreszinses einfließenden Annahmen 
gemäß § 27; hat der Verbraucher dem Kreditgeber seine Wünsche über ein 
oder mehrere Elemente seines Kredits mitgeteilt, beispielsweise über die 
Laufzeit des Kreditvertrags oder den Gesamtkreditbetrag, so muss der 
Kreditgeber diese Elemente berücksichtigen; sofern ein Kreditvertrag 
unterschiedliche Verfahren der Inanspruchnahme mit jeweils unterschiedlichen 
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Entgelten oder Sollzinssätzen vorsieht und der Kreditgeber die Vermutung 
nach Anhang I Teil II Buchstabe b in Anspruch nimmt, hat er darauf 
hinzuweisen, dass andere Mechanismen der Inanspruchnahme bei der Art des 
Kreditvertrags zu einem höheren effektiven Jahreszins führen können; 

 8. den Betrag, die Anzahl und die Fälligkeit der vom Verbraucher zu leistenden 
Zahlungen und gegebenenfalls die Reihenfolge, in der die Zahlungen auf 
verschiedene ausstehende Restbeträge, für die unterschiedliche Sollzinssätze 
gelten, zum Zweck der Rückzahlung angerechnet werden; 

 9. gegebenenfalls die Entgelte für die Führung eines oder mehrerer Konten für 
die Buchung der Zahlungsvorgänge und der in Anspruch genommenen 
Kreditbeträge, es sei denn, die Eröffnung eines entsprechenden Kontos ist 
fakultativ, zusammen mit den Entgelten für die Verwendung eines 
Zahlungsmittels, mit dem sowohl Zahlungsvorgänge als auch Abhebungen 
getätigt werden können, sonstige Entgelte auf Grund des Kreditvertrags und 
die Bedingungen, unter denen diese Entgelte geändert werden können; 

 10. gegebenenfalls einen Hinweis auf vom Verbraucher bei Abschluss des 
Kreditvertrags zu zahlende Notariatsgebühren; 

 11. gegebenenfalls die Verpflichtung, einen mit dem Kreditvertrag 
zusammenhängenden Vertrag, insbesondere über eine Versicherung, 
abzuschließen, wenn der Abschluss eines solchen Vertrags eine vom 
Kreditgeber geforderte Voraussetzung dafür ist, dass der Kredit überhaupt 
oder nach den vorgesehenen Vertragsbedingungen gewährt wird; 

 12. den anwendbaren Satz der Verzugszinsen und die Art seiner etwaigen 
Anpassung sowie gegebenenfalls anfallende Verzugskosten; 

 13. einen Warnhinweis über die Folgen ausbleibender Zahlungen; 

 14. die gegebenenfalls verlangten Sicherheiten; 

 15. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rücktrittsrechts; 

 16. das Recht auf vorzeitige Rückzahlung und gegebenenfalls die Informationen 
zum Anspruch des Kreditgebers auf Entschädigung sowie zur Art der 
Berechnung dieser Entschädigung gemäß § 16; 

 17. das Recht des Verbrauchers auf unverzügliche und unentgeltliche 
Verständigung gemäß § 7 Abs. 4 über das Ergebnis einer Datenbankabfrage 
zur Beurteilung der Kreditwürdigkeit; 

 18. das Recht des Verbrauchers, auf Verlangen unentgeltlich eine Kopie des 
Kreditvertragsentwurfs zu erhalten; diese Bestimmung gilt nicht, wenn der 
Kreditgeber zum Zeitpunkt des Verlangens nicht zum Abschluss eines 
Kreditvertrags mit dem Verbraucher bereit ist; 

 19. gegebenenfalls den Zeitraum, während dessen der Kreditgeber an die 
vorvertraglichen Informationen gebunden ist. 

Für die Mitteilung der in Z 1 bis 19 angeführten Informationen ist das 
Informationsformular nach Anhang II („Europäische Standardinformationen für 
Kreditierungen nach dem Verbraucherkreditgesetz“) zu verwenden. Mit dieser 
Mitteilung der Standardinformationen gelten die spezifischen Informationspflichten 
des Kreditgebers nach diesem Absatz und nach § 5 Abs. 1 FernFinG als erfüllt. 
Etwaige zusätzliche Informationen des Kreditgebers für den Verbraucher, etwa 
Informationen nach Abs. 6 oder 7, sind in einem gesonderten Dokument zu erteilen, 
das dem Informationsformular nach Anhang II beigefügt werden kann. 
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(2) Bei Ferngesprächen im Sinn des § 6 FernFinG muss die nach § 6 Abs. 2 Z 2 
FernFinG gebotene Beschreibung der Hauptmerkmale der Finanzdienstleistung 
zumindest die in Abs. 1 Z 3, 4, 5, 6 und 8 vorgesehenen Angaben und den anhand 
eines repräsentativen Beispiels erläuterten effektiven Jahreszins sowie den vom 
Verbraucher zu zahlenden Gesamtbetrag enthalten. 

(3) Wurde der Vertrag auf Ersuchen des Verbrauchers mittels eines 
Fernkommunikationsmittels geschlossen, bei dem die Erteilung der vorvertraglichen 
Informationen gemäß Abs. 1 nicht möglich ist, insbesondere in dem in Abs. 2 
genannten Fall, so hat der Kreditgeber dem Verbraucher unverzüglich nach 
Abschluss des Kreditvertrags die vollständigen vorvertraglichen Informationen mittels 
des Informationsformulars nach Anhang II mitzuteilen. 

(4) Der Kreditgeber hat dem Verbraucher auf dessen Verlangen zusätzlich zum 
Informationsformular nach Anhang II unentgeltlich eine Kopie des 
Kreditvertragsentwurfs zur Verfügung zu stellen. Diese Bestimmung gilt nicht, wenn 
der Kreditgeber zum Zeitpunkt des Verlangens nicht zum Abschluss eines 
Kreditvertrags mit dem Verbraucher bereit ist. 

(5) Der Kreditgeber hat dem Verbraucher angemessene Erklärungen zu geben, 
gegebenenfalls durch Erläuterung der vorvertraglichen Informationen gemäß Abs. 1, 
der Hauptmerkmale der angebotenen Produkte und der möglichen spezifischen 
Auswirkungen der Produkte auf den Verbraucher, einschließlich der Konsequenzen 
bei Zahlungsverzug des Verbrauchers, damit der Verbraucher in die Lage versetzt 
wird, zu beurteilen, ob der Vertrag seinen Bedürfnissen und seiner wirtschaftlichen 
Lage entspricht. 

(6) Bei einem Kredit mit Tilgungsträger muss aus den nach Abs. 1 zur Verfügung 
gestellten vorvertraglichen Informationen klar und prägnant hervorgehen, welche 
Risiken mit einem solchen Kredit im Vergleich mit einem Ratenkredit verbunden sind 
und dass im Besonderen der Kreditvertrag oder der Vertrag über den Tilgungsträger 
keine Garantie für die Rückzahlung des auf Grund des Kreditvertrags in Anspruch 
genommenen Gesamtbetrags vorsieht, es sei denn, eine solche Garantie wird 
gegeben. Wird der Vertrag über den Tilgungsträger mit dem Kreditgeber selbst 
abgeschlossen oder von diesem vermittelt, so müssen diese Informationen überdies 
eine grafische Darstellung der bisherigen Wertentwicklung des Tilgungsträgers über 
einen Zeitraum, der das vom Verbraucher zu tragende Veranlagungsrisiko 
anschaulich verdeutlicht, sowie eine tabellarische prozentmäßige und – sofern 
möglich – auch betragsmäßige Darstellung sämtlicher Kosten des Tilgungsträgers 
enthalten. 

(7) Bei einem Fremdwährungskredit müssen aus den nach Abs. 1 zur Verfügung 
gestellten vorvertraglichen Informationen das mit der anderen Währung verbundene 
Wechselkurs- und Zinsänderungsrisiko sowie alle gegenüber einem gleichartigen 
Kredit in Euro zusätzlich anfallenden Kosten klar und prägnant hervorgehen. Die 
Information über das Wechselkurs- und Zinsänderungsrisiko muss auch eine 
grafische Darstellung der Entwicklung des Wechselkurses im Verhältnis zum Euro 
seit dessen Bestehen, höchstens aber für die letzten zehn Jahre, bei einem Kredit 
ohne festen Sollzinssatz eine grafische Darstellung der Entwicklung des für 
Änderungen des Sollzinssatzes maßgeblichen Referenzzinssatzes seit dessen 
Veröffentlichung, höchstens aber für die letzten zehn Jahre, sowie ein 
Rechenbeispiel enthalten, in dem unter Zugrundelegung der Schwankungsneigung 
der anderen Währung die Risiken des Fremdwährungskredits anschaulich 
verdeutlicht werden. 
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(8) Die in den Abs. 1 bis 7 vorgesehenen Informationspflichten gelten auch für 
den Kreditvermittler, sofern es sich bei diesem nicht um einen an der 
Kreditvermittlung nur in untergeordneter Funktion beteiligten Warenlieferanten oder 
Dienstleistungserbringer handelt. 

 

Zwingende Angaben in Kreditverträgen 

§ 9. (1) Unbeschadet der Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts sind Kreditverträge 
auf Papier oder auf einem anderen dauerhaften Datenträger zu erstellen. Der 
Kreditgeber hat allen Vertragsparteien unverzüglich nach Vertragsabschluss eine 
Ausfertigung des Kreditvertrags zur Verfügung zu stellen. 

(2) Im Kreditvertrag ist klar und prägnant Folgendes anzugeben: 

 1. die Art des Kredits; 

 2. die Identität und die Anschriften der Vertragsparteien sowie gegebenenfalls die 
Identität und die Anschrift des beteiligten Kreditvermittlers; 

 3. die Laufzeit des Kreditvertrags; 

 4. der Gesamtkreditbetrag und die Bedingungen für die Inanspruchnahme; 

 5. bei verbundenen Kreditverträgen die Ware oder die Dienstleistung und der 
Barzahlungspreis; 

 6. der Sollzinssatz, die Bedingungen für die Anwendung des Sollzinssatzes und, 
soweit vorhanden, Indizes oder Referenzzinssätze, die sich auf den 
anfänglichen Sollzinssatz beziehen, ferner die Zeiträume, die Bedingungen 
und die Vorgangsweise bei der Anpassung des Sollzinssatzes; gelten unter 
verschiedenen Umständen unterschiedliche Sollzinssätze, so sind die 
genannten Informationen für alle anzuwendenden Sollzinssätze zu erteilen; 

 7. der effektive Jahreszins unter Angabe aller in dessen Berechnung 
einfließenden Annahmen gemäß § 27 und der vom Verbraucher zu zahlende 
Gesamtbetrag, berechnet zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kreditvertrags; 

 8. der Betrag, die Anzahl und die Fälligkeit der vom Verbraucher zu leistenden 
Zahlungen und gegebenenfalls die Reihenfolge, in der die Zahlungen auf 
verschiedene ausstehende Restbeträge, für die unterschiedliche Sollzinssätze 
gelten, zum Zweck der Rückzahlung angerechnet werden; 

 9. im Fall der Kredittilgung bei einem Kreditvertrag mit fester Laufzeit das Recht 
des Verbrauchers, auf Verlangen kostenlos und zu jedem beliebigen Zeitpunkt 
während der Gesamtlaufzeit des Kreditvertrags eine Aufstellung in Form eines 
Tilgungsplans zu erhalten (§ 10); 

 10. sofern die Zahlung von Entgelten und Zinsen ohne Kapitaltilgung vorgesehen 
ist, eine Aufstellung der Zeiträume und Bedingungen für die Zahlung der 
Sollzinsen und der damit verbundenen wiederkehrenden und nicht 
wiederkehrenden Entgelte; 

 11. gegebenenfalls die Entgelte für die Führung eines oder mehrerer Konten für 
die Buchung der Zahlungsvorgänge und der in Anspruch genommenen 
Kreditbeträge, es sei denn, die Eröffnung eines Kontos ist fakultativ, 
zusammen mit den Entgelten für die Verwendung eines Zahlungsmittels, mit 
dem sowohl Zahlungsvorgänge als auch Abhebungen getätigt werden können, 
sonstige Entgelte auf Grund des Kreditvertrags und die Bedingungen, unter 
denen diese Entgelte geändert werden können; 
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 12. der Verzugszinssatz gemäß der zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Kreditvertrags geltenden Regelung und die Art seiner etwaigen Anpassung 
sowie gegebenenfalls anfallende Verzugskosten; 

 13. ein Warnhinweis über die Folgen ausbleibender Zahlungen; 

 14. gegebenenfalls ein Hinweis auf anfallende Notariatsgebühren; 

 15. gegebenenfalls die verlangten Sicherheiten und Versicherungen; 

 16. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rücktrittsrechts sowie die Frist und 
die anderen Modalitäten für die Ausübung des Rücktrittsrechts, einschließlich 
der Angaben zu der Verpflichtung des Verbrauchers, das in Anspruch 
genommene Kapital zurückzuzahlen, den Zinsen gemäß § 12 Abs. 3 und der 
Höhe der Zinsen pro Tag; 

 17. Informationen über die aus § 13 erwachsenden Rechte und über die 
Bedingungen für die Ausübung dieser Rechte; 

 18. das Recht auf vorzeitige Rückzahlung, das Verfahren bei vorzeitiger 
Rückzahlung und gegebenenfalls Informationen über den Anspruch des 
Kreditgebers auf Entschädigung sowie über die Art der Berechnung dieser 
Entschädigung; 

 19. die einzuhaltenden Modalitäten bei der Ausübung des Rechts auf Kündigung 
des Kreditvertrags; 

 20. die Angabe, ob der Verbraucher Zugang zu einem außergerichtlichen 
Beschwerde- oder Schlichtungsverfahren hat, und gegebenenfalls die 
Voraussetzungen für diesen Zugang; 

 21. gegebenenfalls weitere Vertragsbedingungen; 

 22. gegebenenfalls der Name und die Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde. 

(3) Bei einem Kredit mit Tilgungsträger muss aus dem Kreditvertrag überdies klar 
und prägnant hervorgehen, welche Risiken mit einem solchen Kredit im Vergleich mit 
einem Ratenkredit verbunden sind und dass im Besonderen der Kreditvertrag oder 
der Vertrag über den Tilgungsträger keine Garantie für die Rückzahlung des auf 
Grund des Kreditvertrags in Anspruch genommenen Gesamtbetrags vorsieht, es sei 
denn, eine solche Garantie wird gegeben. Wird der Vertrag über den Tilgungsträger 
mit dem Kreditgeber selbst abgeschlossen oder von diesem vermittelt, so muss der 
Kreditvertrag außerdem die in § 6 Abs. 6 zweiter Satz genannten Informationen 
enthalten. 

(4) Bei einem Fremdwährungskredit muss der Kreditvertrag auch die in § 6 
Abs. 7 genannten Informationen über das mit der anderen Währung verbundene 
Wechselkurs- und Zinsänderungsrisiko sowie über die zusätzlich anfallenden Kosten 
enthalten. 

(5) Bei den nachstehend angeführten Mängeln im Kreditvertrag gilt Folgendes: 

 1. Enthält der Kreditvertrag keine Angaben zum Sollzinssatz, zum effektiven 
Jahreszins oder zu dem vom Verbraucher zu zahlenden Gesamtbetrag, so gilt 
der in § 1000 Abs. 1 ABGB genannte Zinssatz als vereinbarter Sollzinssatz, 
sofern nicht ein niedrigerer Sollzinssatz vereinbart war. Bei einem Ratenkredit 
hat der Kreditgeber die dadurch verminderten Teilzahlungen zu berechnen 
und dem Verbraucher bekanntzugeben. 

 2. Ist im Kreditvertrag der effektive Jahreszins zu niedrig angegeben, so gilt ein 
Sollzinssatz als vereinbart, der dieser Angabe unter Berücksichtigung der 
sonstigen Vertragsinhalte entspricht. Z 1 zweiter Satz gilt entsprechend. 
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 3. Enthält der Kreditvertrag keine Angaben zu den Bedingungen, unter denen der 
Sollzinssatz oder sonstige Entgelte geändert werden können, so kann der 
Kreditgeber solche Änderungen zum Nachteil des Verbrauchers nicht 
vornehmen. 

 4. Enthält der Kreditvertrag keine Angaben zum Recht auf vorzeitige 
Rückzahlung oder zum Anspruch auf Entschädigung, so kann der Kreditgeber 
keine Entschädigung verlangen. 

Die in Z 1 bis 4 genannten Rechtsfolgen treten nicht ein, wenn der Verbraucher die 
im Kreditvertrag fehlenden oder unrichtig angegebenen Informationen den späteren 
vertraglichen Vereinbarungen entsprechend bereits im Rahmen der vorvertraglichen 
Information nach § 6 Abs. 1 erhalten hat. 

 

Änderung des Sollzinssatzes; Kontomitteilung 

§ 11. (1) Bevor eine Änderung des Sollzinssatzes wirksam wird, hat der 
Kreditgeber den Verbraucher auf Papier oder einem anderen dauerhaften 
Datenträger über den angepassten Sollzinssatz, die angepasste Höhe der 
Teilzahlungen sowie über allfällige Änderungen in der Anzahl oder der Fälligkeit der 
Teilzahlungen zu informieren. Eine Änderung des Sollzinssatzes zum Nachteil des 
Verbrauchers wird diesem gegenüber erst wirksam, wenn ihm der Kreditgeber die 
vorgenannten Informationen zur Verfügung gestellt hat. 

(2) Geht die Änderung des Sollzinssatzes auf die Änderung eines 
Referenzzinssatzes zurück und wird der neue Referenzzinssatz auf geeigneten 
Wegen öffentlich zugänglich gemacht, so können die Vertragsparteien einen von 
Abs. 1 abweichenden Zeitpunkt für die Wirksamkeit der Änderung des Sollzinssatzes 
vereinbaren. In diesen Fällen muss der Vertrag eine Pflicht des Kreditgebers 
vorsehen, dem Verbraucher die Information nach Abs. 1 in regelmäßigen 
Zeitabständen zu übermitteln. Außerdem muss der Verbraucher die Höhe des 
Referenzzinssatzes in den Geschäftsräumen des Kreditgebers einsehen können. 

(3) Die periodische Zahlungspflicht des Verbrauchers ist bei einer Änderung des 
Sollzinssatzes so anzupassen, dass der vom Verbraucher zu zahlende 
Gesamtbetrag innerhalb der ursprünglich vereinbarten Laufzeit zur Gänze beglichen 
ist. Eine abweichende Vereinbarung ist zulässig, wenn sie im Einzelnen 
ausgehandelt wird. 

(4) Der Kreditgeber hat dem Verbraucher in jedem ersten Vierteljahr eines 
Kalenderjahres eine Kontomitteilung auszuhändigen, in der zum Stichtag 31. 
Dezember des jeweiligen Vorjahres zumindest die Summe der vom Verbraucher 
geleisteten Zahlungen, die Summe der Belastungen sowie die aushaftenden Salden 
enthalten sind. 
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WucherG 
 

Rechtsfolgen der Nichtigkeit eines wucherischen Vertrages. 

§ 7. (1) Ist ein Vertrag nach den vorstehenden Bestimmungen nichtig, so hat 
jeder der beiden Teile alles zurückzustellen, was er aus dem nichtigen Geschäfte zu 
seinem Vorteil erhalten hat. Insbesondere sind Geldzahlungen mit den gesetzlichen 
Zinsen vom Empfangstage zurückzuerstatten, die übergebenen Sachen 
zurückzustellen oder deren Wert zur Zeit des Empfanges zu ersetzen, die auf die 
Sache gemachten notwendigen und nützlichen Verwendungen zu ersetzen und für 
die Benützung und die Entwertung der Sache in der Zwischenzeit eine angemessene 
Vergütung zu leisten. Ergibt sich aus der Berechnung der beiderseitigen Ansprüche 
ein Mehranspruch für einen der Vertragsteile, so haftet hiefür die für den 
vertragsmäßigen Anspruch erworbene Sicherstellung. 

(2) Ist jedoch die Gewährung oder Verlängerung von Kredit nach den 
vorstehenden Bestimmungen nichtig, so hat der Benachteiligte für den erhaltenen 
Kreditbetrag vom Empfangstag bis zur Rückzahlung - sofern im Vertrag nicht eine 
geringere Verzinsung vorgesehen ist - Zinsen in der Höhe des Zweifachen des im 
Zeitpunkt der Schließung des Vertrags geltenden Basiszinssatzes zu vergüten. Er 
kann für die Rückzahlung des Erhaltenen die im Vertrag vorgesehenen 
Zahlungsfristen in Anspruch nehmen. Bestimmungen, nach denen der Benachteiligte 
in besonderen Fällen weitergehende Rechte hat, bleiben unberührt. 

 
 

BTVG 
 

Vertragsinhalt 

§ 4. (1) Der Bauträgervertrag muss jedenfalls folgende Punkte enthalten: 

 1. das Gebäude, die Wohnung oder den Geschäftsraum samt Zugehör 
(eigentlicher Vertragsgegenstand) und die vom Erwerber gewöhnlich 
nutzbaren Teile der Gesamtanlage, wobei das Ausmaß, die Lage und die 
Widmung des eigentlichen Vertragsgegenstandes und der Anlage jeweils 
bestimmt zu bezeichnen und aussagekräftige Pläne, Baubeschreibungen 
sowie eine Beschreibung der Ausstattung und ihres Zustandes zu Grunde zu 
legen und zu übergeben sind; 

 2. den Hinweis, dass der eigentliche Vertragsgegenstand oder die Gesamtanlage 
in einer wildbach- oder lawinenbedingten Gefahrenzone oder einem 
Hochwasserabflussgebiet liegt oder die betreffende Liegenschaft im 
Verdachtsflächenkataster geführt oder im Altlastenatlas ausgewiesen wird; 

 3. den Preis und die vom Erwerber jeweils für Sonder- und Zusatzleistungen zu 
entrichtenden Beträge (§ 1 Abs. 1), wobei über alle damit verbundenen 
Abgaben und Steuern sowie die Kosten der Vertragserrichtung und -
abwicklung zu informieren ist; 

 4. die Fälligkeit der Zahlungen des Erwerbers; 

 5. den spätesten Termin der Übergabe des eigentlichen Vertragsgegenstandes 
und der Fertigstellung der vom Erwerber gewöhnlich nutzbaren Teile der 
Gesamtanlage; 

 6. vom Erwerber allenfalls zu übernehmende dingliche oder obligatorische 
Lasten; 

 7. die Art der Sicherung des Erwerbers (§ 7); 
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 8. das Konto des Bauträgers, auf das der Erwerber die Zahlungen bei einer 
Sicherung durch Garantie oder Versicherung zu entrichten hat, wobei der 
Erwerber über die damit verbundenen Rechtsfolgen (§ 8 Abs. 5) zu 
informieren ist, sowie 

 9. den Treuhänder, sofern ein solcher zu bestellen ist (§ 12). 

(2) Liegt bei Abschluß des Bauträgervertrags noch keine rechtskräftige 
Baubewilligung vor, so kann vereinbart werden, daß den Bauträger aus der 
verspäteten Übergabe keine Verzugsfolgen treffen und der Erwerber an den Vertrag 
gebunden bleibt, sofern die Verzögerung auf die für den Bauträger nicht 
vorhersehbare und durch ihn nicht abwendbare lange Dauer des baubehördlichen 
Verfahrens zurückzuführen ist und ein Jahr nicht übersteigt. 

(3) Ist der Preis nicht als Fixpreis bestimmt, so kann – ausgehend von einem 
Basispreis – ein von bestimmten Kostenfaktoren abhängiger Preis vereinbart 
werden. Eine solche Vereinbarung ist nur wirksam, wenn die Kostenfaktoren genau 
festgelegt sind und eine Obergrenze bestimmt ist oder diese Festlegung des Preises 
nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz zulässig ist. Ist die Vereinbarung 
unwirksam, so gilt der Basispreis als Preis. 

(4) Bei einem Vertrag über den Erwerb des Eigentums, des Wohnungseigentums 
oder des Baurechts hat der Bauträger dem Erwerber zur Sicherung allfälliger 
Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche auf Grund mangelhafter Leistung für 
die Dauer von drei Jahren ab der Übergabe des eigentlichen Vertragsgegenstandes 
einen Haftrücklass im Ausmaß von zumindest zwei vom Hundert des Preises 
einzuräumen oder eine Garantie oder Versicherung eines der in § 8 Abs. 3 
genannten Rechtsträgers beizubringen. 

 


